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1. Übt eine versicherte Person gleichzeitig mehrere Tätigkeiten aus, von denen mindestens 
eine den Tatbestand einer versicherten Tätigkeit erfüllt (hier: Annahme eines dienstlichen 
Anrufs auf dem Diensthandy während der Rufbereitschaft), so steht diese „gemischte Tä-
tigkeit“ insgesamt unter Versicherungsschutz. 
 
2. Von der „gemischten Tätigkeit“ zu unterscheiden ist eine „Tätigkeit bei gemischter Moti-
vationslage“, die dadurch gekennzeichnet ist, dass nur eine Tätigkeit ausgeübt wird, die 
zugleich privatwirtschaftlichen und betrieblichen Zwecken dient und bei der der Tatbestand 
der versicherten Tätigkeit erst zu klären ist. 
 
§ 8 Abs. 1 SGB VII 
 
Urteil des BSG vom 26.06.2014 – B 2 U 4/13 R – 
Aufhebung des Urteils und Zurückverweisung an das LSG Nordrhein – Westfalen vom 18.12.2012 
 – L 15 U 270/12 – [UVR 07/2013, S. 411] 
 

Streitig war die Anerkennung eines Arbeitsunfalls und die Zuständigkeit des Unfallversiche-
rungsträgers. Die Klägerin, eine Altenpflegerin, führte während ihrer Rufbereitschaft ihren Hund 
aus, als sie auf dem Diensthandy ein dienstliches Telefonat annahm. Dabei übersah sie eine 
Bordsteinkante und stürzte. Die beklagte Unfallkasse stützt die Ablehnung des Arbeitsunfalls 
darauf, dass der eigenwirtschaftliche Spaziergang der Beklagten den Unfall verursacht habe. 
Das LSG bejahte das Vorliegen eines Arbeitsunfalls, da die Klägerin bei einer gemischten 
Tätigkeit gewesen sei und legte dabei das Kriterium der gemischten Motivationslage zu-
grunde. 
 
Das BSG hob das Urteil des LSG auf und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung nach  
§ 170 Abs. 2 SGG an das Berufungsgericht zurück. Das Berufungsurteil erlaube schon keine 
Feststellung, ob die beklagte Unfallkasse oder die BGW zuständig sei und letztere deshalb 
notwendig zum Prozess hätte beigeladen werden müssen (vgl. Rz. 9).Es lasse sich auch 
nicht abschließend klären, ob die Klägerin einen Arbeitsunfall erlitten habe.  
 
Die Klägerin sei gestürzt, habe also einen Unfall erlitten und sei zum Unfallzeitpunkt kraft Ge-
setzes versichert gewesen, da sie einer gemischten Tätigkeit nachgegangen sei. Diese sei 
darin zu sehen, dass die Klägerin einerseits verpflichtet war, während der Rufbereitschaft auf 
dem Diensthandy eingehende Telefonate anzunehmen (versicherte Tätigkeit) und gleichzeitig 
spazieren ging (private Tätigkeit). Letzteres nehme der Klägerin nicht die Eigenschaft als versi-
cherte Person (vgl. Rz. 19). Die gemischte Tätigkeit setzte mindestens zwei gleichzeitig 
ausgeübte Tätigkeiten voraus, von denen mindestens eine den Tatbestand einer versi-
cherten Tätigkeit erfüllt (Urteil des BSG vom 9.11.2010 – B 2 U 14/10 R – [UVR 03/2011, S. 
115]; vgl. Rz. 20). Davon zu unterscheiden sei ein Handeln mit gemischter Motivationslage. Bei 
gemischter Motivationslage werde nur eine Verrichtung ausgeübt, „die aber gleichzeitig 
sowohl einen privatwirtschaftlichen als auch betrieblichen, auf Erfüllung eines Versiche-
rungstatbestandes gerichteten Zweck verfolgt“. Letztere erfülle den Tatbestand der versi-
cherten Tätigkeit nur dann, wenn das konkrete Geschehen hypothetisch auch ohne die private 
Motivation des Handelns vorgenommen worden wäre.  
 
An dieser Differenzierung zwischen gemischter Tätigkeit und gemischter Motivationslage sei 
festzuhalten; sie führe zu einer differenzierten Schwerpunktprüfung der Voraussetzungen 
eines Arbeitsunfalls (vgl. Rz. 21, 22). „Während bei Verrichtungen mit einer gemischten Moti-
vationslage bereits die Versicherteneigenschaft und damit der sachliche Zusammenhang zwi-
schen der Verrichtung und der versicherten Tätigkeit besonders zu klären ist, steht bei einer 
gemischten Tätigkeit die Prüfung der Unfallkausalität im Vordergrund“ (vgl. Rz. 22).Ob die 
sturzbedingte Einwirkung auf den Körper der Klägerin und der dadurch eingetretene Gesund-
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heitsschaden infolge einer versicherten Tätigkeit eingetreten sei, können mangels hinrei-
chender Tatsachenfeststellungen des LSG nicht geklärt werden. Hierfür sei zunächst zu klären, 
ob die versicherte Tätigkeit Wirkursache für den Unfall i. S. einer conditio-sine-qua-non 
gewesen sei. Stehe die Wirkursache in diesem Sinne fest, sei auf der zweiten Stufe zu klären, 
ob sich durch das versicherte Handeln ein Risiko verwirklicht habe, gegen das der jeweils erfüll-
te Versicherungstatbestand gerade Schutz gewähren soll – Rechtsfrage nach der „Wesentlich-
keit“ (vgl. Rz. 26,27). 
 
Das Berufungsgericht müsse daher prüfen, ob das Spazierengehen der Klägerin oder das Tele-
fonieren Wirkursache für den Sturz gewesen sei (vgl. Rz. 27). 

 
Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 26.06.2014 – B 2 U 4/13 R –  
wie folgt entschieden: 
 
Tatbestand 
1 
Die Beteiligten streiten um die Feststellung eines Arbeitsunfalls. 
2 
Die Klägerin ist bei der J. als Altenpflegerin beschäftigt. Sie unternahm am 10.1.2010 wäh-
rend ihrer Rufbereitschaft einen Spaziergang mit ihrem Hund. Beim Überqueren einer 
Straße klingelte das ihr überlassene Rufbereitschaftshandy. Die Klägerin, die aufgrund 
ihrer Tätigkeit zur Entgegennahme der auf diesem Handy eingehenden Anrufe verpflichtet 
ist, nahm das Telefonat an. Kurz nach Beginn des Telefonats, mit dem ein Pflegetermin 
abgesagt werden sollte, übersah die Klägerin eine schneebedeckte Bordsteinkante. Sie 
stürzte und zog sich dabei eine Knöchelfraktur zu. 
3 
Die Beklagte lehnte es ab, dieses Geschehen als Arbeitsunfall anzuerkennen, weil es oh-
ne die eigenwirtschaftliche Tätigkeit des Spaziergangs nicht zur Verletzung gekommen 
wäre (Bescheid vom 13.4.2010, Widerspruchsbescheid vom 29.6.2011). Das SG Duisburg 
hat diese Verwaltungsentscheidung aufgehoben und die Beklagte verurteilt, der Klägerin 
Leistungen aufgrund des Arbeitsunfalls vom 10.1.2010 zu zahlen (Urteil vom 10.4.2012). 
Das LSG Nordrhein-Westfalen hat die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe zurück-
gewiesen, dass der angefochtene Bescheid aufgehoben und festgestellt wird, dass das 
Ereignis vom 10.1.2010 ein Arbeitsunfall ist. Zur Begründung hat es im Wesentlichen aus-
geführt, die Klägerin habe sich als Beschäftigte unfallbedingt verletzt. Sie sei im Zeitpunkt 
des Unfallereignisses einer gemischten Tätigkeit nachgegangen, bei der das pflichtgemä-
ße Telefonieren im sachlichen Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit gestanden 
habe. Da es im Wesen einer Rufbereitschaft liege, Anrufe während einer eigenwirtschaftli-
chen Tätigkeit anzunehmen, könne es nicht darauf ankommen, ob der Schaden auch oh-
ne die private Handlung eingetreten wäre. Entscheidend sei vielmehr, dass die Klägerin in 
jedem Fall telefoniert hätte (Urteil vom 18.12.2012). 
4 
Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte die Verletzung der § 2 Abs 1 Nr 
1, § 8 Abs 1, § 121 Abs 1, § 122 Abs 2 und § 128 Abs 1 Nr 6 SGB VII. Da sich die Alten-
pflege nicht der beitragsfreien Unglückshilfe zurechnen lasse, sei nicht sie, sondern die 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege zuständig. Die zum 
Unfallzeitpunkt verrichtete gemischte Tätigkeit sei durch die privatwirtschaftliche Tätigkeit 
des Spazierengehens geprägt gewesen, die ohne den Sturz den versicherten Einschub 
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überdauert hätte und damit den Versicherungsschutz insgesamt ausschließe. Bei dem 
Telefonieren habe es sich nur um einen unwesentlichen Nebenzweck gehandelt, der gele-
gentlich einer privaten Verrichtung verfolgt worden sei. Abgesehen davon fehle es an der 
Unfallkausalität. Mit dem Sturz habe sich ein durch die eigenwirtschaftliche Verrichtung 
bedingtes Risiko realisiert. 
5 
Die Beklagte beantragt,  
die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 18. Dezember 2012 und 
des Sozialgerichts Duisburg vom 10. April 2012 aufzuheben und die Klagen abzuweisen. 
6 
Die Klägerin beantragt,  
die Revision zurückzuweisen. 
7 
Sie hält die angegriffenen Entscheidungen für zutreffend. Es erscheine nicht sachgerecht, 
allein den Versicherten das Risiko eines Unfalles während eines Bereitschaftsdienstes 
aufzubürden. 
 
Entscheidungsgründe 

8 
Die zulässige Revision ist im Sinne der Aufhebung des angefochtenen Urteils und Zurück-
verweisung der Sache an das LSG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung begrün-
det (§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG). Die vom LSG festgestellten Tatsachen reichen nicht für 
eine abschließende Entscheidung darüber aus, ob überhaupt ein Arbeitsunfall iS des § 8 
SGB VII vorliegt und welcher Verwaltungsträger für dessen Anerkennung zuständig wäre. 
9 
Die Feststellungen des Berufungsgerichts erlauben schon keine Beurteilung, ob die be-
klagte Unfallkasse des Landes Nordrhein-Westfalen als zuständige Unfallversicherungs-
trägerin für die Anerkennung des gelten gemachten Arbeitsunfalls und dessen evtl Ent-
schädigung passivlegitimiert ist oder ein anderer Unfallversicherungsträger als leistungs-
pflichtig in Betracht kommt und daher nach § 75 Abs 2 Alt 2 SGG notwendig beizuladen 
gewesen wäre. Nach § 128 Abs 1 Nr 6 SGB VII sind die Unfallversicherungsträger im 
Landesbereich zuständig für Personen, die in Einrichtungen zur Hilfe bei Unglücksfällen 
tätig sind. Zu einer solchen Einrichtung gehört zwar auch der J. Allerdings erstreckt sich 
die genannte Sonderregelung nicht auf das Unternehmen als Ganzes, sondern nur auf 
diejenigen Personen, die innerhalb eines Unternehmens in Einrichtungen zur Hilfe bei Un-
glücksfällen tätig sind und damit eine der staatlichen Gemeinschaft obliegende Aufgabe 
erfüllen. Maßgebender Anknüpfungspunkt für die Bestimmung des zuständigen Unfallver-
sicherungsträgers ist die jeweilige Einrichtung, sodass für die bei demselben Unternehmen 
in Einrichtungen des Gesundheitswesens oder der Wohlfahrtspflege tätigen Mitarbeiter die 
allgemeinen Zuständigkeitsregeln gelten (BSG vom 28.11.2006 - B 2 U 33/05 R - BSGE 
97, 279 = SozR 4-2700 § 136 Nr 2, RdNr 21 f). In welcher Einrichtung die Klägerin für den 
J. als Altenpflegerin beschäftigt ist, hat das LSG indes nicht festgestellt. Da die Notwen-
digkeit der Beiladung eines anderen Unfallversicherungsträgers von der Klärung des kon-
kreten Einsatzbereichs der Klägerin abhängt, ist für eine Beiladung im Revisionsverfahren 
unter den Voraussetzungen des § 168 Satz 2 Alt 2 SGG kein Raum. 
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10 
Anhand der vom LSG getroffenen Feststellungen lässt sich auch nicht abschließend beur-
teilen, ob die Klägerin einen Arbeitsunfall erlitten hat. 
11 
Nach § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII sind Arbeitsunfälle Unfälle von Versicherten infolge einer 
den Versicherungsschutz nach §§ 2, 3 oder 6 SGB VII begründenden Tätigkeit (versicher-
te Tätigkeit). Unfälle sind nach § 8 Abs 1 Satz 2 SGB VII zeitlich begrenzte, von außen auf 
den Körper einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod füh-
ren. Ein Arbeitsunfall setzt daher voraus, dass der Verletzte durch eine Verrichtung vor 
dem fraglichen Unfallereignis den gesetzlichen Tatbestand einer versicherten Tätigkeit 
erfüllt hat und deshalb "Versicherter" ist. Die Verrichtung muss ein zeitlich begrenztes, von 
außen auf den Körper einwirkendes Ereignis und dadurch einen Gesundheitserstschaden 
oder den Tod des Versicherten objektiv und rechtlich wesentlich verursacht haben 
(Unfallkausalität und haftungsbegründende Kausalität; vgl BSG vom 15.5.2012 - B 2 U 
16/11 R - BSGE 111, 52 = SozR 4-2700 § 2 Nr 21, RdNr 10 mwN; vom 24.7.2012 - B 2 U 
9/11 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 44 RdNr 26 f; vom 13.11.2012 - B 2 U 19/11 R - BSGE 112, 
177 = SozR 4-2700 § 8 Nr 46, RdNr 20; vom 18.6.2013 - B 2 U 10/12 R - SozR 4-2700 § 8 
Nr 47 RdNr 12; zuletzt vom 4.7.2013 - B 2 U 3/13 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 50 RdNr 10 und 
- B 2 U 12/12 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 49 RdNr 14). 
12 
Die Klägerin hat unzweifelhaft durch den Sturz einen Unfall und dadurch einen Gesund-
heitserstschaden erlitten. Sie war auch zum Unfallzeitpunkt als Beschäftigte kraft Geset-
zes versichert. Ihre auf die Beschäftigung bezogene Verrichtung zur Zeit des Unfallereig-
nisses - das Telefonieren - gehörte zur versicherten Tätigkeit und stand daher mit dieser in 
einem sachlichen Zusammenhang (dazu 1.). Dem steht die weitere Verrichtung des Spa-
zierengehens während des Telefonats und damit das Vorliegen einer gemischten Tätigkeit 
nicht entgegen (dazu 2.). Allerdings kann aufgrund fehlender Feststellungen des LSG 
nicht entschieden werden, ob das Unfallereignis und der Gesundheitserstschaden der ver-
sicherten Tätigkeit zuzurechnen sind (dazu 3.). 
13 
1. Die Klägerin hat zum Unfallzeitpunkt eine versicherte Tätigkeit als Beschäftigte iS des  
§ 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII verrichtet und war damit Versicherte. 
14 
Versicherter iS des § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII ist jemand nur, wenn, solange und soweit er 
den Tatbestand einer versicherten Tätigkeit durch eigene Verrichtungen erfüllt. Eine Ver-
richtung ist jedes konkrete Handeln eines Verletzten, das (objektiv) seiner Art nach von 
Dritten beobachtbar und (subjektiv) - zumindest auch - auf die Erfüllung des Tatbestandes 
der jeweiligen versicherten Tätigkeit ausgerichtet ist. Diese innere Tatsache der subjekti-
ven Ausrichtung des objektiven konkreten Handelns des Verletzten wird auch als "Hand-
lungstendenz" bezeichnet. Wenn das beobachtbare objektive Verhalten allein noch keine 
abschließende Subsumtion unter den jeweiligen Tatbestand der versicherten Tätigkeit er-
laubt, diese aber auch nicht ausschließt, kann die finale Ausrichtung des Handelns auf die 
Erfüllung des jeweiligen Tatbestandes, soweit die Intention objektiviert ist (sog objektivierte 
Handlungstendenz), die Subsumtion tragen. Die bloße Absicht einer Tatbestandserfüllung 
reicht hingegen nicht (BSG vom 15.5.2012 - B 2 U 8/11 R - BSGE 111, 37 = SozR 4-2700 
§ 2 Nr 20, RdNr 21 f). 
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15 
Ein von außen beobachtbares Handeln an einem bestimmten Ort zu einer bestimmten Zeit 
liegt bei der Klägerin zum Unfallzeitpunkt in zweifacher Hinsicht vor. Sie hat einerseits te-
lefoniert und andererseits ihren Spaziergang mit dem Hund fortgesetzt. Spätestens mit der 
Entgegennahme des Anrufs ihrer Kollegin hat die Klägerin die tatbestandlichen Voraus-
setzungen einer Beschäftigung iS des § 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII erfüllt. 
16 
Eine Tätigkeit als Beschäftigter wird verrichtet, wenn der Verletzte zur Erfüllung eines von 
ihm begründeten Rechts- und damit Beschäftigungsverhältnisses, insbesondere eines Ar-
beitsverhältnisses eine eigene Tätigkeit in Eingliederung in das Unternehmen eines ande-
ren zu dem Zweck verrichtet, dass die Ergebnisse seiner Verrichtung diesem und nicht 
ihm selbst unmittelbar zum Vorteil oder Nachteil gereichen. Dabei kommt es objektiv auf 
die Eingliederung des Handelns des Verletzten in das Unternehmen eines anderen und 
subjektiv auf die zumindest auch darauf gerichtete Willensausrichtung an, dass die eigene 
Tätigkeit unmittelbare Vorteile für das Unternehmen des anderen bringen soll. Eine Be-
schäftigung iS des § 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII wird daher ausgeübt, wenn die Verrichtung 
zumindest dazu ansetzt und darauf gerichtet ist, eine eigene objektiv bestehende Haupt- 
oder Nebenpflicht aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis zu erfüllen, der Verletzte 
eine objektiv nicht geschuldete Handlung vornimmt, um einer vermeintlichen Pflicht aus 
dem Rechtsverhältnis nachzugehen, sofern er nach den besonderen Umständen seiner 
Beschäftigung zur Zeit der Verrichtung annehmen durfte, ihn treffe eine solche Pflicht,  
oder er unternehmensbezogene Rechte aus dem Rechtsverhältnis ausübt (BSG vom 
15.5.2012 - B 2 U 8/11 R - BSGE 111, 37 = SozR 4-2700 § 2 Nr 20, RdNr 27 ff; vom 
13.11.2012 - B 2 U 27/11 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 45 RdNr 23 f; zuletzt vom 14.11.2013 - 
B 2 U 15/12 R - zur Veröffentlichung in SozR vorgesehen). 
17 
Nach Maßgabe dieser Grundsätze hat die Klägerin im Unfallzeitpunkt eine versicherte Be-
schäftigung verrichtet. Sie war nach den nicht angegriffenen und damit für den Senat bin-
denden Feststellungen des LSG (§ 163 SGG) verpflichtet, während ihrer Rufbereitschaft 
auf dem Rufbereitschaftshandy eingehende Anrufe anzunehmen. Mit der Entgegennahme 
des Anrufs ist sie damit einer sich aus einem zuvor begründeten Rechtsverhältnis erge-
benden Pflicht nachgekommen. 
18 
Die Erfüllung des Versicherungstatbestandes (nach früherem Sprachgebrauch: der innere 
oder sachliche Zusammenhang zwischen der Verrichtung und der versicherten Tätigkeit) 
der Beschäftigung ist auch subjektiv gegeben. Die darauf abzielende Intention liegt vor, 
wenn der Verletzte den Willen hat, durch die Verrichtung eine seiner Pflichten aus dem 
Beschäftigungsverhältnis zu erfüllen oder die Erfüllung von Vor- und Nachbereitungshand-
lungen, die das Gesetz versichert, zu ermöglichen, zu fördern oder zu sichern (BSG vom 
18.6.2013 - B 2 U 7/12 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 48 RdNr 14). Das war bei der Entgegen-
nahme des Anrufs durch die Klägerin offenkundig der Fall. 
19 
2. Dass die Klägerin neben dem Telefonat einer weiteren Verrichtung nachging und ihren 
Spazierweg mit dem Hund fortsetzte, vermag ihr die Eigenschaft als versicherte Beschäf-
tigte nicht wieder zu entziehen. 
20 
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Dadurch, dass die Klägerin beim Überqueren der Straße telefonierte, ist sie einer ge-
mischten Tätigkeit nachgegangen. Gemischte Tätigkeiten setzen (zumindest) zwei gleich-
zeitig ausgeübte untrennbare Verrichtungen voraus, von denen (wenigstens) eine den 
Tatbestand einer versicherten Tätigkeit erfüllt (grundlegend BSG vom 9.11.2010 - B 2 U 
14/10 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 39 RdNr 22; vgl auch BSG vom 15.5.2012 - B 2 U 8/11 R - 
BSGE 111, 37 = SozR 4-2700 § 2 Nr 20, RdNr 75; hierzu Spellbrink, WzS 2011, 351). Das 
ist hier der Fall. Die Klägerin hat sich sowohl eigenwirtschaftlich und damit unversichert 
fortbewegt, um mit ihrem Hund spazieren zu gehen, als auch in Ausübung ihrer Beschäfti-
gung als Altenpflegerin und damit versichert telefoniert. Beide gleichzeitig ausgeübten Ver-
richtungen lassen sich auch nicht in nacheinander liegende Anteile zerlegen (vgl BSG vom 
14.11.2013 - B 2 U 27/12 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 51 RdNr 13). Von der gemischten Tätig-
keit ist ein Handeln mit gemischter Motivationslage abzugrenzen. Bei diesem wird nur eine 
einzige Verrichtung ausgeübt, die aber gleichzeitig sowohl einen privatwirtschaftlichen als 
auch betrieblichen, auf die Erfüllung eines Versicherungstatbestandes gerichteten Zweck 
verfolgt. Daher wird auch von Tätigkeiten mit einer gespaltenen Handlungstendenz ge-
sprochen (BSG vom 9.11.2010 - B 2 U 14/10 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 39 RdNr 23 und vom 
18.6.2013 - B 2 U 7/12 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 48 RdNr 14 mwN). Eine solche Verrich-
tung mit gemischter Motivationslage erfüllt dann den Tatbestand der versicherten Tätig-
keit, wenn das konkrete Geschehen hypothetisch auch ohne die private Motivation des 
Handelns vorgenommen worden wäre, wenn also die Verrichtung nach den objektiven 
Umständen in ihrer konkreten, tatsächlichen Ausgestaltung ihren Grund in der versicher-
ten Handlungstendenz findet. Insoweit ist nicht auf Vermutungen über hypothetische Ge-
schehensabläufe außerhalb der konkreten Verrichtung und der objektivierten Handlungs-
tendenz, sondern nur auf die konkrete Verrichtung selbst abzustellen. Es ist zu fragen, ob 
die Verrichtung, so wie sie durchgeführt wurde, objektiv die versicherungsbezogene Hand-
lungstendenz erkennen lässt (BSG vom 9.11.2010 - B 2 U 14/10 R - SozR 4-2700 § 8 Nr 
39 RdNr 24 mwN). 
21 
An dieser rechtlichen Differenzierung zwischen einer gemischten Tätigkeit und Verrichtun-
gen mit gemischter Motivationslage ist festzuhalten. Sie ist durch die Systematik des Un-
fallversicherungsrechts geboten, das den Unfallversicherungsschutz nicht abstrakt für ein-
zelne Personengruppen vorsieht, sondern die Versicherteneigenschaft von bestimmten 
höchstpersönlichen, unvertretbaren Handlungen abhängig macht und deshalb auch eine 
Zurechnung des Verhaltens Dritter durch positives Tun oder Unterlassen ausschließt (vgl 
BSG vom 13.11.2012 - B 2 U 19/11 R - BSGE 112, 177 = SozR 4-2700 § 8 Nr 46, RdNr 
23 mwN). In der gesetzlichen Unfallversicherung sind Rechte auf Versicherungsleistungen 
nach den §§ 26 ff SGB VII bei Arbeitsunfällen iS des § 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII nur wegen 
solcher Unfälle vorgesehen, die infolge "einer den Versicherungsschutz nach §§ 2, 3 oder 
6 begründenden Tätigkeit (versicherte Tätigkeit)" entstanden sind. Die abschließend ge-
nannten Tatbestände der versicherten Tätigkeiten sind jeweils gesondert materiell gesetz-
lich bestimmt und begründen eigenständige "Sparten" der gesetzlichen Unfallversicherung 
mit eigenen Schutzbereichen. Nur wenn, solange und soweit jemand den Tatbestand einer 
versicherten Tätigkeit durch eine eigene Verrichtung erfüllt, ist er gegen Unfälle versichert, 
die rechtlich wesentlich durch diese Verrichtung verursacht werden (BSG vom 15.5.2012 - 
B 2 U 8/11 R - BSGE 111, 37 = SozR 4-2700 § 2 Nr 20, RdNr 25 und - B 2 U 16/11 R - 
BSGE 111, 52 = SozR 4-2700 § 2 Nr 21, RdNr 21 ff; vgl auch Meyer, RV, Beilage zu 
5/2014 S 13 f). Für die Beurteilung der Versicherteneigenschaft maßgebender Ausgangs-
punkt ist damit die unmittelbar vor Eintritt des Unfallereignisses jeweils ausgeübte Verrich-
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tung. Sie ist möglichst konkret zu beschreiben (vgl Krasney, NZS 2013, 681; Spellbrink, 
WzS 2011, 351, 352). Die Unterscheidung zwischen gemischten Tätigkeiten und Verrich-
tungen mit gemischter Motivationslage stellt mithin darauf ab, ob der Unfallhergang durch 
eine oder mehrere höchstpersönliche Handlungen geprägt ist. 
22 
Diese Abgrenzung zwischen gemischten Tätigkeiten und gemischten Motivationslagen 
führt zu einer je differenzierten Schwerpunktprüfung der Voraussetzungen eines Arbeits-
unfalls. Während bei Verrichtungen mit einer gemischten Motivationslage bereits die Ver-
sicherteneigenschaft und damit der sachliche Zusammenhang zwischen der Verrichtung 
und der versicherten Tätigkeit besonders zu klären ist, steht bei einer gemischten Tätigkeit 
die Prüfung der Unfallkausalität im Vordergrund. Wie bereits ausgeführt wurde, setzt ein 
Arbeitsunfall voraus, dass der Verletzte durch eine Verrichtung vor dem fraglichen Unfall-
ereignis den gesetzlichen Tatbestand einer versicherten Tätigkeit erfüllt hat und deshalb 
"Versicherter" ist (Voraussetzung 1), diese versicherte Verrichtung zu einem zeitlich be-
grenzten, von außen auf den Körper einwirkenden Ereignis geführt hat (Voraussetzung 2) 
und dieses Unfallereignis einen Gesundheitserstschaden oder den Tod des Versicherten 
verursacht hat (Voraussetzung 3). Da im Falle einer gemischten Motivationslage nur eine 
einzige Verrichtung, jedoch mit unterschiedlichen Handlungstendenzen vorliegt, ist jeweils 
zu prüfen, ob das Handeln trotz der mit ihm verbundenen privaten Zweckverfolgung insge-
samt betrachtet darauf abzielte, den in Betracht kommenden Versicherungstatbestand zu 
erfüllen. Demgegenüber ist eine gemischte Tätigkeit gerade dadurch gekennzeichnet, 
dass zumindest eine von mehreren ausgeübten Verrichtungen den Tatbestand einer ver-
sicherten Tätigkeit erfüllt. Folglich ist bei diesen Fallgestaltungen bereits positiv geklärt, 
dass jedenfalls eine Verrichtung im sachlichen Zusammenhang mit der versicherten Tätig-
keit steht und damit die 1. Voraussetzung des Begriffs des Arbeitsunfalls erfüllt ist. 
23 
Ist die Versicherteneigenschaft gegeben, weil zumindest eine Verrichtung kraft Gesetzes 
versichert war, kann sich im Rahmen der Prüfung des sachlichen Zusammenhangs nicht 
auch noch die bei Verrichtungen mit einer gemischten Motivationslage zu beantwortende 
Frage stellen, ob die konkrete versicherte Handlung hypothetisch auch ohne die private 
Motivation des Geschehens vorgenommen worden wäre. Ein Arbeitsunfall der Klägerin 
scheidet mithin nicht schon deshalb aus, weil es ohne den eigenwirtschaftlichen Spazier-
gang mit dem Hund erst gar nicht zu dem Telefonat gekommen wäre. Im Falle einer ge-
mischten Tätigkeit, die begrifflich gerade den sachlichen Zusammenhang zwischen einer 
Verrichtung und der versicherten Tätigkeit voraussetzt, ist somit die Versicherteneigen-
schaft nicht erneut (hypothetisch) zu hinterfragen. Vielmehr ist hier als 2. und 3. Voraus-
setzung des Arbeitsunfalls die Zurechnung des Unfallereignisses und des Gesundheitser-
stschadens oder Todes zur versicherten Tätigkeit (Unfallkausalität und haftungsbegrün-
dende Kausalität) zu klären (vgl Ziegler, in: SGB VII, Lehr- und Praxiskomm, 4. Aufl 2014, 
§ 8 RdNr 110). 
24 
3. Ob die sturzbedingte Einwirkung auf den Körper der Klägerin und der dadurch verur-
sachte Gesundheitsschaden "infolge" der Verrichtung der versicherten Tätigkeit eingetre-
ten und ihr damit zuzurechnen sind, kann mangels hinreichender Tatsachenfeststellungen 
des LSG nicht abschließend beurteilt werden. 
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25 
Bei der objektiven Verursachung kommt es darauf an, dass die versicherte Verrichtung für 
das Unfallereignis und dadurch für den Gesundheitserstschaden oder den Tod eine Wir-
kursache war (BSG vom 13.11.2012 - B 2 U 19/11 R - BSGE 112, 177 = SozR 4-2700 § 8 
Nr 46, RdNr 31 ff; hierzu auch Ricke, WzS 2013, 241). Wirkursachen sind nur solche Be-
dingungen, die erfahrungsgemäß die infrage stehende Wirkung ihrer Art nach notwendig 
oder hinreichend herbeiführen. Insoweit ist Ausgangspunkt die naturwissenschaftlich-
philosophische Bedingungstheorie, nach der schon jeder beliebige Umstand als notwendi-
ge Bedingung eines Erfolges gilt, der nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der 
Erfolg entfiele (conditio-sine-qua-non). Ob die versicherte Verrichtung eine Wirkursache in 
diesem Sinne war, ist eine rein tatsächliche Frage. Sie muss aus der nachträglichen Sicht 
(ex post) nach dem jeweils neuesten anerkannten Stand des Fach- und Erfahrungswis-
sens über Kausalbeziehungen (gegebenenfalls unter Einholung von Sachverständigen-
gutachten) beantwortet werden (grundlegend BSG vom 24.7.2012 - B 2 U 9/11 R - SozR 
4-2700 § 8 Nr 44 RdNr 55 ff; BSG vom 13.11.2012 - B 2 U 19/11 R - BSGE 112, 177 = 
SozR 4-2700 § 8 Nr 46, RdNr 31 ff). 
26 
Steht die versicherte Tätigkeit als eine der Wirkursachen fest, muss sich auf der zweiten 
Stufe die Einwirkung rechtlich unter Würdigung auch aller weiteren auf der ersten Stufe 
festgestellten mitwirkenden unversicherten Ursachen als Realisierung einer in den 
Schutzbereich des jeweils erfüllten Versicherungstatbestandes fallenden Gefahr darstel-
len. Bei dieser reinen Rechtsfrage nach der "Wesentlichkeit" der versicherten Verrichtung 
für den Erfolg der Einwirkung muss entschieden werden, ob sich durch das versicherte 
Handeln ein Risiko verwirklicht hat, gegen das der jeweils erfüllte Versicherungstatbestand 
gerade Schutz gewähren soll (BSG vom 13.11.2012 - B 2 U 19/11 R - BSGE 112, 177 = 
SozR 4-2700 § 8 Nr 46, RdNr 37). 
27 
Welche Ursachen am Eintritt des Unfallereignisses objektiv mitgewirkt haben, hat das LSG 
nicht dargelegt. Das Berufungsgericht wird daher festzustellen haben, ob das Spazieren-
gehen mit dem Hund oder das Telefonieren eine Wirkursache für den Sturz der Klägerin 
darstellte. War nach diesen noch zu treffenden Feststellungen das Telefonieren die Wir-
kursache des Sturzes, so dürfte sich dieser auch bei der anschließenden rechtlichen Wer-
tung als Realisierung einer in den Schutzbereich der Beschäftigtenversicherung fallenden 
Gefahr darstellen. Waren nach den Feststellungen des LSG beide Verrichtungen jeweils 
Wirkursachen, so kommt es darauf an, welche dieser tatsächlichen Verrichtungen das Un-
fallereignis und den Gesundheitserstschaden rechtlich wesentlich herbeigeführt hat. Zu 
fragen wäre dann, ob der Sturz durch das vom Telefonieren unabhängige Spazierengehen 
mit dem Hund oder das die Fortbewegung beeinflussende Telefonat rechtlich wesentlich 
bedingt war. 
28 
Allerdings lässt sich die rechtliche Wesentlichkeit des versicherten Telefonierens als mög-
liche Wirkursache nicht schon allein auf die Rufbereitschaft der Klägerin an sich zurück-
führen. Bei einem nach § 2 Abs 1 Nr 1 SGB VII versicherten Beschäftigten sind zwar Ver-
richtungen im Rahmen des dem Beschäftigungsverhältnis zugrunde liegenden Arbeitsver-
hältnisses Teil der versicherten Tätigkeit. Dies bedeutet aber nicht, dass alle Verrichtun-
gen eines Arbeitnehmers im Laufe eines Arbeitstages auf der Arbeitsstätte oder während 
einer Geschäftsreise versichert sind, weil nach dem Wortlaut des § 8 Abs 1 Satz 1 SGB 
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VII nur Unfälle "infolge" der versicherten Tätigkeit Arbeitsunfälle sind und es einen soge-
nannten Betriebsbann nur in der Schifffahrt (§ 10 SGB VII), nicht aber in der übrigen ge-
setzlichen Unfallversicherung gibt (BSG vom 18.11.2008 - B 2 U 31/07 R - juris RdNr 11). 
Dasselbe gilt für eine Rufbereitschaft, die nicht per se und damit für alle während ihrer 
Dauer ausgeübten Verrichtungen Unfallversicherungsschutz eröffnet. Entscheidend ist 
auch insoweit, ob sich infolge der während der Rufbereitschaft konkret ausgeübten und 
versicherten Verrichtung eine durch einen Versicherungstatbestand des SGB VII ge-
schützte Gefahr verwirklicht hat oder ob stattdessen eine unversicherte Wirkursache für 
das Unfallereignis verantwortlich ist. 
29 
Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben. 
 


